
 

1/7 

Luxemburg, den 13. Februar 2012 

Behinderung der Justiz und Zwischenfälle bei den Ermittlungen zur 
Affäre “Bommeleeër” 

a) Organisation der Ermittlungen 

• An den Ermittlungen zu der Affäre Bommeleeër nahmen neben 
der “Sûreté” auch andere Akteure wie das FBI (Federal Bureau 
of Investigation) oder der SRE (Service de Renseignement de 
l’Etat) teil, ohne dass der Untersuchungsrichter oder die 
Staatsanwaltschaft davon Kenntnis erhielten. Bis heute ist unklar: 

1. Wer diese Aktionen anordnete. 

2. Ob die politischen Verantwortlichen davon Kenntnis hatten. 

3. Wie der Informationsfluss damals verlief (Bsp. FBI-Bericht, 
Beschattung von B.Geiben). 

4. Wer die Verantwortung dafür trägt, dass wichtige 
Informationen nicht in das Ermittlungsdossier überwiesen 
wurden. 

5. Warum Gremien, wie der GOR (Groupe d’Observation et de 
Recherche) oder auf einer höheren Ebene das CPS (Comité 
Permanent de Sécurité) ihre koordinierende Rolle dabei 
offensichtlich nicht erfüllten. 

b) Abhanden kommen von Beweisstücken 

•  Im Rahmen einer Fernsehsendung wurde im Jahr 2008 bekannt, 
dass große Teile der Beweisstücke in der Affäre “Bommeleeër” 
verschwunden seien. Auf Anfrage der DP gab der Staatsanwalt in 
der parlamentarischen Justizkommission weitere Erläuterungen. 
Der Verbleib der Beweisstücke schien zu dem Zeitpunkt 
ungeklärt. Aus der Anklageschrift geht jedoch hervor, dass 
Beweisstücke an das FBI zur Analyse übergeben wurden. 

6. Wurden die für Justiz und Polizei zuständigen Minister über 
das Fehlen der Beweisstücke in Kenntnis gesetzt? Wenn ja, 
wann und in welcher Form? 

7. Wurden interne Ermittlungen innerhalb der Polizei 
angestellt um den Verbleib der Beweisstücke und die 
Verantwortlichen zu ermitteln? 
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8. Gibt es Nachweise dafür, dass das Material an das FBI 
überstellt wurde und um welches Material (Aktenzeichen) 
es sich dabei gegebenenfalls handelt? 

9. Zu welchem Zeitpunkt stellte sich heraus, dass ein Großteil 
der Beweisstücke an das FBI übergeben wurde? 

10. Wurde das Material außer Lande gebracht, oder wurden die 
Beweisstücke von FBI-Mitarbeitern vor Ort analysiert? 

11. Über welchen Weg gelangten die Beweisstücke an das FBI? 
War der zuständige „Sûreté“-Beamte dafür zuständig, oder 
gelangte das Material über den SRE (Service de 
Renseignement de l’Etat) an das FBI? 

12. Wie verlief die Übermittelung im Detail? 

13. Konnte nachgewiesen werden, welche Personen von dem 
Abzweigen der Beweisstücke an das FBI Kenntnis hatten? 

• In der Anklageschrift steht geschrieben, dass der damalige Leiter 
der Ermittlungen die FBI-Beamten zu den Tatorten begleitete. 

14. Warum wurde ausgerechnet auf das FBI zurückgegriffen? 

15.  Zu welchem Zeitpunkt und über welchen Weg erhielt die 
Staatsanwaltschaft Kenntnis von dieser Zusammenarbeit? 

16. Über welchen Weg erhielt die Staatsanwaltschaft 
letztendlich den FBI-Bericht? (Nach Angaben des SRE 
wurde der Bericht an das Justizministerium, das 
Staatsministerium und an den zuständigen Sureté-Beamten 
übermittelt.) 

17. Über welchen Weg erhielt die Staatsanwaltschaft den 
Bericht über die Beschattung B. Geibens? (Der Bericht 
wurde bei den Hausdurchsuchungen in den Archiven des 
SRE nicht gefunden) 

18. Sind außer dem Täterprofil, noch Resultate aus den 
Analysen der Beweisstücke durch das FBI der 
Staatsanwaltschaft übermittelt worden? 

c) Reaktionen auf das Abhanden kommen 

19. Haben diejenigen Personen, die von der Überweisung der 
Beweisstücke Kenntnis hatten, zu irgendeinem Zeitpunkt 
die Rückerstattung der Stücke eingefordert? 

20. Welche Schritte hat die Staatsanwaltschaft unternommen, 
seitdem sie Kenntnis hat vom Verbleib der Beweisstücke? 

21. Hat die Staatsanwaltschaft beim FBI interveniert, um die 
entsprechenden Beweisstücke zurück zu erhalten? Wenn ja, 
wann wurde dieser Antrag gestellt und wurde diesem 
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Anliegen Folge geleistet? Wenn nein, welche Gründe 
wurden vom FBI angeführt? 

22. Welche Schritte hat die Regierung unternommen, um die 
Beweisstücke zurück zu erhalten? 

23. Ist der Staatsanwalt der Ansicht, dass eine Intervention der 
Regierung oder des Parlamentes bei den zuständigen 
amerikanischen Behörden in dieser Hinsicht förderlich sein 
könnte? 

d) Briefwechsel zwischen dem Staatsanwalt und dem 
Justizminister 

• Am 30. Januar 2008 übergab der Justizminister dem Parlament 
einen Brief vom 23. Januar 2008 des Staatsanwalts an seine 
Adresse. In diesem Brief wurden unter anderem schwerwiegende 
Vorwürfe gegen den damaligen Generaldirektor der Polizei 
erhoben. Dieser Brief scheint jedoch nur der vorläufige Endpunkt 
einer Korrespondenz zwischen dem Staatsanwalt und dem 
Justizminister gewesen zu sein, die das Verhalten des 
Generaldirektors zum Gegenstand hatte. Teile dieser 
Korrespondenz waren dem Brief vom 23. Januar 2008 
angehängt. Ein Anhang, den das Parlament zum damaligen 
Zeitpunkt jedoch nicht erhielt, und auch heute noch nicht 
komplett übermittelt worden ist. Teile des Briefes bleiben für das 
Parlament deshalb bis heute unverständlich! 

24. In dem Brief vom 29. November 2007 unterricht der 
Staatsanwalt den Justizminister über zwei Vorfälle in denen 
der damalige Generaldirektor der Polizei: 

i. Versuchte darauf einzuwirken, dass die Ermittlungen in 
der Bommeleeër-Affäre gestoppt werden! 

ii. Den Sachverhalt verharmloste und von der Piste BMG 
ablenkte! 

iii. Aussagen tätigte, die als Drohungen in Bezug auf die 
berufliche Zukunft der Ermittler verstanden werden 
könnten. 

25. Ist dies das erste Mal (Brief vom 29. November 2008), dass 
der Justizminister mündlich oder schriftlich über dieses 
Verhalten des ehemaligen Generaldirektors der Polizei 
informiert wurde? 

26. Wann wurde der Justizminister zum ersten Mal mündlich 
oder schriftlich von dem Staatsanwalt darüber informiert, 
dass der ehemalige Generaldirektor der Polizei sich sträubte 
zusätzliche Ermittler in der Affäre Bommeleeër zur 
Verfügung zu stellen? 
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27. Wann wurde der Justizminister zum ersten Mal mündlich 
oder schriftlich über das Verhalten des ehemaligen DG der 
Polizei in Sachen Beschattung von B. Geiben informiert? 

28. Welchen Zweck verfolgte der Staatsanwalt mit diesem Brief 
an den Justizminister? Wurde der Brief zur Kenntnisnahme 
an den Justizminister geschickt oder zur Stellungnahme? 

29. Welche Folgen hatte der Brief? Welche Reaktionen folgten 
von Seiten des Justizministers? Welche Aktionen folgten in 
seiner Qualität als Polizei-Minister? 

30. Welche Reaktionen folgten von Seiten des ehemaligen 
Generaldirektors der Polizei? 

• Am 12. Dezember 2007 adressiert der Staatsanwalt einen 
schriftlichen Bericht an den Justizminister über eine 
Unterredung, die er im Beisein von zwei Außenstehenden mit 
dem ehemaligen Generaldirektor der Polizei hatte. Gegenstand 
des Gesprächs sind die angespannten Beziehungen zwischen der 
Staatsanwaltschaft und der Polizei. 

31. Auf wessen Drängen ist dieses Treffen zustande 
gekommen? 

32. War der vorangegangene Brief (29. November 2008) und 
die darin enthaltenen Vorwürfe der Anlass für dieses 
Treffen? 

33. Warum werden diese nicht im Gespräch thematisiert? 

34. Warum unterrichtet der Staatsanwalt den Justizminister von 
diesem Treffen? 

35. Aus welchem Grund hält der Staatsanwalt darauf, dass 
außenstehende Personen bei dem Gespräch anwesend sind? 

36.  Der Brief umschreibt ein Ereignis mit “l’incident” und ein 
weiteres mit “l’affaire”. Handelt es sich dabei einerseits um 
die Beschattung von B. Geiben und andererseits um die 
Affäre “Bommeleeër”? 

37. Aus welchem Grund sieht sich der Staatsanwalt dazu 
genötigt zweimal im Zusammenhang mit dem “incident” 
und der “affaire” darauf hinzuweisen, dass er keine direkten 
oder indirekten Sanktionen gegen Ermittler, Magistrate oder 
Polizisten tollerieren werde? 

38. Warum sieht sich der Staatsanwalt dazu genötigt zu 
betonen, dass die Beziehungen zwischen der 
Staatsanwaltschaft und der Polizei in dem selben Geiste 
weitergeführt werden sollten, wie bisher? 

39. Angesichts der Tatsache, dass der ehemalige 
Generaldirektor der Polizei seine vollste Zustimmung dazu 
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zum Ausdruck brachte, wie muss man den Brief des 
Staatsanwalts vom 23. Januar 2008 verstehen, in dem die 
Vorwürfe gegen den Generaldirektor erneuert werden? 

• Teil des Anhangs des Briefes vom 23. Januar 2008 soll ebenfalls 
ein Brief des Staatsanwalts vom 18. Dezember 2007 an den 
Generaldirektor der Polizei sein. Dieser Brief wurde dem 
Parlament bis dato nicht zugestellt. 

40. In Abwesenheit des Briefes, kann der Staatsanwalt bitte den 
Gegenstand des Briefes erläutern? 

41. Steht dieser Brief im Zusammenhang mit dem Wunsch des 
ehemaligen Generaldirektors der Polizei, erneuert verhört zu 
werden? 

42. Wie ist dieser Wunsch zu verstehen, angesichts der 
Tatsache, dass der Staatsanwalt in seinem Brief vom 23. 
Januar 2008 schreibt, dass der ehemalige Generaldirektor 
sich nicht mehr bei der Untersuchungsrichterin gemeldet 
hat? 

43. Wie ist die Kollaboration des ehemaligen Generaldirektors 
der Polizei mit der Untersuchungsrichterin vor diesem 
Hintergrund zu bewerten? 

44. Wie sind die lückenhaften Aussagen des ehemaligen 
Generaldirektors der Polizei über die Beschattung von B. 
Geiben in diesem Zusammenhang zu bewerten? 

• Am 23. Januar 2008 adressiert der Staatsanwalt erneut einen 
Brief an den Justizminister in dem, im wesentlichen, die 
Vorwürfe aus dem Brief vom 29. November 2007 wiederholt 
werden. 

45. Aus welchem Grund sah sich der Staatsanwalt genötigt, 
diesen Brief erneut zu verfassen? 

e) Disziplinarmaßnahmen und Untersuchungsgeheimnis 

• Einleitend erklärt der Staatsanwalt in seinem Brief vom 23. 
Januar 2008, dass es in anderen Ländern ebenfalls üblich sei, 
dass die Staatsanwaltschaft verschiedene Elemente aus dem 
Ermittlungsverfahren an andere öffentliche Instanzen weiter leite 
ohne dadurch gegen das “secret d’instruction” zu verstoßen, 
wenn es darum gehe: “de permettre d'alimenter ou d'éclaircir 
une action disciplinaire, administrative ou autre qui paraît du 
moins de prime abord justifiée pour permettre à d'autres 
autorités publiques de prendre, le cas échéant, des mesures 
qu'elles estiment appropriées.” 
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46. Sieht der Staatsanwalt im vorliegenden Fall, diesen 
Tatbestand erfüllt? 

47. Verfasste der Staatsanwalt den besagten Brief im Hinblick 
auf eventuelle disziplinarische Ermittlungen, die gegen den 
ehemaligen Generaldirektor der Polizei ergriffen werden 
sollten? 

48. Bewertet der Staatsanwalt die in seinem Brief beschriebenen 
Tatvorgänge dahingehend, dass sie einen begründeten 
Anlass darstellen um disziplinarische Ermittlungen 
aufzunehmen? Dies vor dem Hintergrund, dass die 
unangebrachten Aussagen des ehemaligen Generaldirektors 
der Polizei gegenüber den Ermittlern und dem Staatsanwalt 
zum Zeitpunkt des Verfassens des Briefes nicht verjährt 
waren? 

49.  Zieht der Staatsanwalt in Erwägung, in ähnlich gelagerten 
Fällen, dem zuständigen Minister oder dem Parlament 
Informationen aus dem Ermittlungsverfahren zukommen zu 
lassen, um eventuelle disziplinarische oder administrative 
Maßnahmen zu ergreifen? 

f) “Chape de Plomb” und strafrechtliche Maßnahmen. 

• In seinem Brief vom 23 Januar 2008 schreibt der Staatsanwalt: 
“Afin de rester poli on dira que c'est extraordinaire. Rarement 
on n'aura vu un tel mépris des règles juridiques et des 
juridictions de la part de la Police dans un Etat de droit (donc 
non policier).” Diese Aussagen bezogen sich auf das Verhalten 
von Mitgliedern der Sicherheitskräfte während den Ermittlungen 
in der Affäre Bommeleeër. Darüber hinaus hat der Staatsanwalt 
in Bezug auf das Schweigen und die mangelnde Kooperation von 
Mitgliedern der Sicherheitskräfte von einer “Chape de Plomb” 
gesprochen, die ein Weiterkommen in den Ermittlungen zu der 
Affäre Bommeleeër behindere. 

50. Sind die Ermittler auch heute noch mit der gleichen 
Situation konfrontiert? 

51. Besteht der Verdacht, dass auch heute noch aktive 
Mitglieder der Sicherheitskräfte relevante Informationen für 
die Aufklärung der Bommeleeër-Affäre zurückhalten? 

• In seinem Brief vom 23. Januar 2008 bedauert der Staatsanwalt, 
dass die Justizbehinderung zum Zeitpunkt des Verfassens des 
Briefes noch kein strafrechtlicher Tatbestand darstelle. Das 
Gesetz vom 10 Juli 2011 “portant incrimination des entraves à 
l’exercice de la justice” ändert den Artikel 141 des Starfgesetzes 
jedoch dahingehend ab:  “Est punie de la même peine, la 
personne qui, par ses fonctions, est appelée à concourir à la 
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manifestation de la vérité et qui retient sciemment une 
information susceptible de contribuer à la manifestation de la 
vérité.” 

52. Sieht der Staatsanwalt in diesem Gesetz eine Handhabe um 
gegen Mitglieder der Sicherheitskräfte vorzugehen, die auch 
heute noch wichtige Informationen über die Affäre 
Bommeleeër zurück halten? 

53. Zieht die Staatsanwaltschaft in Erwägung auf der Basis 
dieses Gesetzes Anklage gegen Mitglieder der 
Sicherheitskräfte im Fall Bommeleeër zu erheben? 


